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Titel des 
Wahlprogramms 

Worauf es jetzt 
ankommt 

Zusammen 
wachsen 

Politikwechsel 
für Deutschland 

Alles lässt sich ändern 

Einkommensteuer- 
tarif 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

kleine und mittlere 
Einkommen entlasten 

• Spitzenvermögen 
stärker besteuern 

Anhebung Grundfreibetrag 

 

Entlastungen für 
Steuerzahler 

• Anhebung 
Arbeitnehmerpauschbetr 
ag auf 1.500 Euro 

• Steuergutschriften 
einführen 

• Alleinerziehende 
entlasten 

Anpassung 
Einkommensteuertarif 

• Einkommensteuertarif 
schrittweise absenken 

• Einkommensgrenze für den 
Spitzensteuersatz deutlich 
erhöhen 

• Überstundenvergütung 
steuerfrei 

• Tarif auf Rädern – 
Anpassung des Tarifs an 
Inflation 

• mehr Pauschalierungen und 
Typisierungen 

• Anhebung 
Pendlerpauschale 

• Einkünfte über Rentenalter 
bei Weiterarbeit bis zu 
2.000 Euro steuerfrei 

einfaches Steuersystem 

• Einführung stufenweiser linear- 
progressiver Chancentarif 

• Grundfreibetrag im Zuge der 
Bürgergeldreform schrittweise 
um mindestens 1.000 Euro 
anheben 

• Zuschläge für Überstunden bei 
Vollzeitarbeit von der Lohnsteuer 
befreien 

• Spitzensteuersatz künftig an der 
aktuellen 
Beitragsbemessungsgrenze der 
Rentenversicherung orientieren - 
nicht mehr ab einem 
Jahreseinkommen von gut 68.000 
Euro, sondern erst ab 96.600 Euro 

• Tarif auf Rädern 

• persönliches Freiraumkonto - 
steuer- und abgabenfreies 
Ansparen für 
Weiterbildungsangebote und 
Bildungsauszeiten 

• Vorsorge der Eltern und 
Großeltern für die Bildung ihrer 
Kinder und Enkelkinder steuerfrei 
machen 

• Rentenabzugsteuer einführen 
• Arbeitstagepauschale statt 

bisheriger Regelung zum 
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    häuslichen Arbeitszimmer, zur 
Homeoffice- und 
Entfernungskostenpauschale 
einführen 

• Doppelbesteuerung von Renten 
vermeiden 

Solidaritätszuschlag Beibehaltung des 
Solidaritätszuschlags 

Integration in 
Einkommensteuertarif 

Abschaffung 
Solidaritätszuschlag 

komplett abschaffen 

Ehe 
 

 

 für Neu-Ehen individuelle 
Besteuerung mit 
übertragbarem 
Grundfreibetrag 

Festhalten am 
Ehegattensplitting 

Beibehaltung Ehegattensplitting 

Familien 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zentrale Anlaufstelle für 
familienpolitische 
Leistungen schaffen 

 

Familienstartzeit einführen 
(zwei Wochen bezahlte 
Freistellung) 

 

Mutterschutz für 
Selbstständige ausweiten 

 

Elterngeldmonate 
verlängern 

Betreuungskosten für Kinder 
umfangreicher bei der Steuer 
absetzen 

 

Mutterschutz für 
Selbstständige ausweiten 

 

Kindergeldanpassung an 
Kinderfreibetragsanpassung 
koppeln 

 

Elterngeld ausbauen und 
erhöhen 

 

Familienstartzeit einführen 

 

Kindergrundsicherung: 
familienpolitische Leistungen 
bündeln 

Freibetrag Grunderwerbsteuer 
bei Familieneigentum 
(Erwachsene 250.000 Euro / 
Kinder 150.000 Euro) 

 

Elterngeld ausbauen und 
Elternzeit erhöhen 

 

Kinderfreibetrag und Kindergeld 
erhöhen 

Betreuungskosten und 
Unterhaltskosten steuerlich besser 
absetzbar machen 

 

volles Elterngeld (14 Monate) 
auszahlen, wenn beide Partner je 
mindestens vier Elterngeldmonate in 
Anspruch nehmen, restliche Monate 
frei aufteilen 

 

Elterngeld, Familienleistungen 
entbürokratisieren, digitalisieren und 
automatisieren 

 

flexibler und freiwilliger Mutterschutz 
für selbstständige Frauen und 
Mutterschutz nach Fehlgeburt 

besserer Abzug von 
Kinderbetreuungskosten 
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Kapitalanleger 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abgeltungsteuer 
abschaffen 

• Kapitalerträge mit 
Einkommensteuertar 
if besteuern 

 

Finanztransaktionssteuer 
einführen 

Kapitaleinnahmen in die 
Sozialversicherung 
einbeziehen 

 Einkünfte aus Kapitalvermögen 
einfacher besteuern 

 

• Einführung eines steuerfreien 
Aufstiegsvermögens - Sparer 
können nicht ausgeschöpfte 
Sparerfreibeträge auf die 
nachfolgenden Jahre 
übertragen 

• Sparerfreibetrag deutlich 
erhöhen und dynamisieren 

• Wiedereinführung einer 
Spekulationsfrist für private 
Veräußerungsgewinne aus 
Wertpapieren 

• Verlustverrechnungsbeschränk 
ung innerhalb der 
Abgeltungsteuer vollständig 
abschaffen 

 
keine Finanztransaktionssteuer 

Vermögens- und 
Erbschaftsteuer 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

hohe Vermögen stärker 
besteuern 

• bisherige 
Erbschaftsteuer 
abschaffen 

• Mindestbesteuerung 
für Übertragungen von 
Betriebsvermögen 

• höhere Freibeträge 

• Familienheim bleibt 
steuerfrei 

Vermögensteuer einführen 

 

Erbschaftsteuer Abschaffung 
der Ausnahmen bei 
außerordentlich hohen 
Erbschaften 

höhere Freibeträge für 
Erbschaftsteuer 

 

keine Wiederbelebung der 
Vermögensteuer 

 

Unternehmensnachfolgen nicht 
belasten 

keine Verschärfungen bei Erbschaft- 
und Vermögensteuer 

 

Freibeträge der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer automatisch um die 
Inflationsrate erhöhen 
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 Vermögensteuer bei 
Vermögen über 100 Mio. 
Euro 

   

Unternehmen 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mitteilungspflicht über 
innerstaatliche 
Steuergestaltungen 

 

Unternehmen steuerlich 
entlasten 

• effektive 
Mindestbesteuerung 
15 % 

• bessere 
Abschreibungen bei E- 
Autos 

• Verbesserung 
Dienstwagenbesteueru 
ng bei E-Autos 

• keine pauschalen 
Steuersenkungen 

• Reinvestitionen von 
Gewinnen entlasten 

 

Investitionsprämie 
einführen: bei Investitionen 
in Technologien, 
Maschinen und Geräten 10 
% der Anschaffungssumme 
als Steuererstattung 

 

Gesellschaft mit 
gebundenem Vermögen 
einführen 

Investitionsprämie einführen 
- 10 % für alle Investitionen 
mit Ausnahme der 
Gebäudeinvestitionen 

 

Gesellschaft mit 
gebundenem Vermögen 
einführen 

Unternehmensteuerbe- 
lastung bei maximal 25 % 

 

Optionsmodell und die 
Thesaurierungsbegünstigung 
verbessern 

 

Verlustverrechnung verbessern 

 

Bessere Abschreibungen – Afa- 
Tabellen anpassen 

Absenkung der 
Unternehmenssteuerbelastung auf 
unter 25 % 

 

Besteuerung für kleine und mittlere 
Unternehmen sowie 
Familienunternehmen einfacher 
machen 

• mehr Unternehmen erhalten die 
Möglichkeit zur Ist-Besteuerung 
bei der Umsatzsteuer und zur 
vereinfachten Gewinnermittlung 

• Kleinunternehmen erhalten 
Wahlrecht auf Abzug einer 
prozentualen 
Betriebsausgabenpauschale 

• Erhöhen der 
Sofortabschreibungsgrenze für 
geringwertige Wirtschaftsgüter 

• Erweiterung der 
Sammelabschreibung für 
Wirtschaftsgüter 

 

Gewerbesteuer durch eine 
international systemtaugliche 
Alternative ersetzen 

 

Doppelbesteuerungen vermeiden - 
Reingewinne besteuern - 
Hinzurechnungstatbestände 
konsequent abschaffen 
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Ungleichbehandlung von Eigenkapital- 
zu Fremdkapitalverzinsung beenden - 
steuerliche Absetzbarkeit fiktiver 
Eigenkapitalzinsen einführen 

 

unbeschränkter Verlustvortrag und 
eine weitere Ausweitung des 
Verlustrücktrags 

 

Sonderabschreibungen für 
bewegliche Wirtschaftsgüter und 
Immobilien einführen 

Wohnen 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

keine Steuerfreiheit bei 
privaten 
Grundstücksverkäufen 
(Streichung 10-Jahresfrist) 

Wohnungsbauprämie 
einführen 

 

Immobilienbesteuerung: 
Share-Deals verhindern 

Freibetrag bei der 
Grunderwerbsteuer 
ermöglichen (Erwachsene 
250.000 Euro / Kinder 150.000 
Euro) 

Freibetrag bei der Grunderwerbsteuer 
von bis zu 500.000 Euro für natürliche 
Personen für die erste selbst genutzte 
Immobilie, je Kind Erhöhung 
Freibetrag um 100.000 Euro 

 

für fremdgenutzte Immobilien 
Erwerbsnebenkosten steuerlich sofort 
abzugsfähig 

 

steuerliche Abschreibungen im 
Wohnungsbau verbessern - 
Sonderabschreibung fortführen 

EU 
 

 
 

 

 

Reichensteuer für Europa 

 

Luftverkehrsteuer in EU- 
Klimaabgabe umwandeln 

 

Modernisierung des 
europäischen Beihilferechts 

Globale Milliardärssteuer 

 

Vollendung der EU- 
Kapitalmarkt- und 
Bankenunion 

Plattform für europaweite 
öffentlich-rechtliche 

Energie- und Umsatzsteuer für 
Güter des täglichen Bedarfs EU- 
weit reduzieren 

 

Stopp der Taxonomie und der 
CSRD 
(Nachhaltigkeitsberichterstattu 
ng) 

Vertiefung Banken- und 
Kapitalmarktunion 

 

keine Verschuldungskompetenz der 
Europäischen Union 

 

keine weiteren EU-Schuldenfonds 
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 digitale Infrastruktur für 
grenzüberschreitenden 
Dienstleistungsverkehr 

 

Funktionierender 
europäischer Kapitalmarkt 

 

Stärkung EU-Eigenmittel + 
Reform des mehrjährigen 
Finanzrahmens, MFR 

 

Europäische Sozialunion 

Informationsangebote 
schaffen 

 

neue 
Konditionalitätsmechanisme 
n im nächsten EU-Haushalt 

 

Stärkung EU-Eigenmittel 

 

Europäische 
Digitalkonzernsteuer 

gemeinsame europäische 
Anleihen i. R. d. EIB 

 

Einführung europaweite digitale 
Ausweisfunktion 

 

Unabhängiger europäischer 
Normenkontrollrat 

 

„One in, two out“-Regel auf EU- 
Ebene 

 

Kapitalmarktunion 
weiterentwickeln 

keine Schuldenunion 

 

Einheitlicher europäischer 
Emissionshandel 

 

Verkleinerung der EU-Kommission 

keine Sozial-Taxonomie 

Umwelt / Verkehr 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

E-Mobilität fördern 

• Ausbau Ladesäulen 

• Kauf von E-Autos 
fördern – Einführung 
Steuerabzugsbetrag 
für Kauf von E-Auto 
auch im privaten 
Bereich 

• Kfz-Steuerbefreiung 
bei E-Autos bis 2035 

E-Mobilität durch gezielte 
Förderung für die 
Ladeinfrastruktur und Kauf- 
und Leasinganreize fördern 

 

Klimageld einführen 

Ausbau E-Mobilität Stromsteuer auf das EU-Mindestmaß 
absenken und auf europäischer Ebene 
für ihre Abschaffung einsetzen 

 

Mindestsätze für die Energiesteuer 
auf Heiz- und Kraftstoffe auf Null 
abschmelzen 

 

Kfz-Steuer mittelfristig abschaffen 

europäischer Emissionshandel als 
Leitinstrument der Klimapolitik 

Bürokratieabbau 
 

 
 

 

 

Bürokratieabbau in vielen 
Bereichen (z. B. 
Steuerbürokratie durch 
vorausgefüllte EStE) 

 

Vereinfachung und 
Digitalisierung von 

Übernahme- und Fusionsfälle 
bürokratisch entlasten 
Schaffung „digitaler 
Botschaften” 

Absicherung öffentlicher 
Datenbanken im europ. 
Verbund 

Einführung EU-Forechecking 
(frühzeitige Mitwirkung bei 
europ. Rechtsakten) 

 

Anti-Gold-Plating-Gesetz 
„One in, two out“-Regel in 
Deutschland 

Gold-Plating-Verbot 

 

sofortiges dreijähriges Moratorium 
für Bürokratie – neue Bürokratie nur, 
wenn zuvor alte Bürokratie abgebaut 
wurde 
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 Berichts- und 
Dokumentationspflichten 

 

Praxis-Checks für neue 
Gesetze 
Bürokratieabbaukonferenz 
mit Vertretern von 
Wirtschaft und Verwaltung 

 

Einführung Genehmigungs- 
fiktion 

Praxis-Checks ausbauen 

 

Digitalisierung der 
Verwaltung 

 

Bürokratieabbau in vielen 
Bereichen (z. B. 
Digitalbürokratie) 

Bürokratiechecks in 
Zusammenarbeit mit 
Unternehmen 
Bürokratieabbau in vielen 
Bereichen (z. B. 
Steuerbürokratie) 

bürokratiefreies Jahr für Betriebe - 
keine Berichtspflichten für ein Jahr 
jedes Jahr ein 
Jahresbürokratieentlastungsgesetz - 
Abbau-Pfad für überflüssige 
Regelungen 

 

Erfüllungsaufwand für Betriebe im 
Saldo um mindestens sechs Milliarden 
Euro pro Legislaturperiode reduzieren 

 

Bürokratiebremse im Grundgesetz 
verankern – Abschaffung veralteter, 
widersprüchlicher und unnötig 
komplexer Gesetze 

 

mehr Genehmigungsfiktionen und 
Stichtagsregelungen 

 

Ehrenamt entlasten - Reduzierung von 
Dokumentations- und 
Aufbewahrungspflichten 

 

Bonpflicht streichen 

zeitliche Befristung für Gesetze durch 
Sunset-Klausel 

Schuldenbremse 
 

 

Weitgehende Abschaffung 
Schuldenbremse, mehr 
Schulden 

Reform Schuldenbremse, 
mehr Schulden 

Festhalten an grundgesetzlicher 
Schuldenbremse 

Einhaltung der im Grundgesetz 
verankerten Schuldenbremse 

 

Subventionen zurückfahren B
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    Ausgaben des Bundes grundsätzlich 
stärker auf die originären Aufgaben 
des Bundes beschränken 

 

Ministerien, Staatssekretäre und 
Bundesbeauftragte reduzieren und 
schlankere Strukturen in den 
Ministerien einführen 

Sozialversicherun- 
gen 

 

 

Bürgerversicherung, 
Leistungsausbau 

Bürgerversicherung, 
Leistungsausbau 

Zurück zu 40 % Gesamtbeitrag Sozialabgaben nicht über 40 % 

 

Beiträge für Selbstständige zur 
gesetzlichen Krankenversicherung an 
den tatsächlichen Einnahmen 
orientieren 

Rente Regelaltersgrenze 67 Jahre 
bleibt, flexibler 
Renteneintritt 

Regelaltersgrenze 67 Jahre 
bleibt, flexibler 
Renteneintritt 

Regelaltersgrenze 67 Jahre 
bleibt, flexibler Renteneintritt 

Gesetzliche Aktienrente 
 

flexibler Renteneintritt 

Altersvorsorge für 
Selbständige 

Pflichtvorsorge, Integration 
GRV 

Pflichtvorsorge, Integration 
GRV 

Pflichtvorsorge langfristigen Vermögensaufbau 
ermöglichen 

Mindestlohn Anhebung auf 15 Euro Anhebung auf 15 Euro Mindestlohn ist Sache der 
Mindestlohnkommission 

Mindestlohn vereinfachen 

Bürgergeld Beibehaltung Beibehaltung Abschaffung und ersetzen 
durch Grundsicherung 

Reformieren und Grundsicherung 
schaffen 

Sonstiges 
 

 
 

 

 

 

 

Steuerhinterziehung 
bekämpfen 

Stromsteuern senken 

 

Minijobs abschaffen – außer 
für Rentner, Studierende und 
Schüler 
Steuerschlupflöcher 
schließen 

Keine Steuererklärungspflicht 
für Rentner – Quellenabzug 
einführen 

 

Haushaltsnahe Dienstleistungen 
besser absetzen 

 

Umsatzsteuer für Gastronomie 
auf 7 % senken 

reduzierter Umsatzsteuersatz für 
Speisen in der Gastronomie 

 

Katalog der Umsätze zum ermäßigten 
Steuersatz vereinfachen und 
entbürokratisieren 

 

Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung einfacher besteuern 
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   Aufbewahrungsfristen auf fünf 
Jahre senken 

 

Selbstveranlagung vorantreiben 

Finanzverwaltung digitaler und 
effizienter gestalten - Konzept einer 
„Easy Tax“, eine vorausgefüllte 
Steuererklärung einführen - zu einer 
vollautomatisierten 
Einkommensteuerveranlagung 

 

Aufbau schlagkräftiger Strukturen zur 
Bekämpfung von Finanzkriminalität 
und einer Stärkung des Zolls - 
importierte Waren auf großen Online- 
Plattformen angemessen verzollen 
und versteuern 

 

Steuer- und Sozialsystem im Sinne 
einer negativen Einkommensteuer 
aufeinander abstimmen 

Moderner und schlankerer ÖRR 

e-sport gemeinnützig 
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Titel des Wahlprogramms Unser Land verdient 
mehr 

Alle wollen 
regieren. Wir 
wollen verändern 

Zeit für Wohlstand, 
Zeit für Sicherheit, 
Zeit für Zusammenhalt 

Einkommensteuertarif 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Reform Einkommensteuer 
• Spitzensteuersatz sollte erst bei sehr 

hohen Einkommen einsetzen 

• Erhöhung des Grundfreibetrags auf 
Mindestlohnniveau 

• gesetzliche Rente bis 2000 Euro im 
Monat steuerfrei, wenn keine 
weiteren Einkünfte 

• Kapitalerträge wie alle anderen 
Einkünfte besteuern 

Einkommensteuer reformieren 
• wer weniger als 6.500 Euro brutto 

im Monat verdient, zahlt weniger 
Steuern (als Single, Steuerklasse I) 

• Grundfreibetrag von 16.800 
Euro im Jahr 

• Spitzensteuersatz von 53 % ab 
70.000 Euro zu versteuerndem 
Einkommen 

• 60 % Steuern für Einkommen 
oberhalb von 260.533 Euro und 
75 % für Einkommen oberhalb 
von 1 Million Euro zu 
versteuerndem Einkommen 

• deutsche Staatsangehörige in 
Deutschland besteuern, 
unabhängig davon, wo sie ihre 
Einkommen erzielt haben oder 
ihren Wohnsitz haben 

• Doppelbesteuerung 
vermeiden/im Ausland gezahlte 
Steuern anrechnen 

Senkung der Einkommensteuer 
durch einen höheren 
Grundfreibetrag 

• einkommensteuerlicher 
Grundfreibetrag von 15.000 
Euro 

• automatischer Abbau der kalten 
Progression durch Indexierung 
von Freibeträgen und 
Tarifeckwerten 

• geänderter 
Einkommensteuertarif mit 
wenigen Stufen 

• Steuersätze senken 

• Abschreibungsmöglichkeiten für 
„Steuersparmodelle” senken 

• zusätzlichen Steuerfreibetrag für 
Rentner bereitstellen, um 
Senioren im Arbeitsmarkt zu 
halten – zusätzlich 12.000 Euro 
Grundfreibetrag 

• Erhöhung Sparerpauschbetrag 
auf 2.400 Euro 

Solidaritätszuschlag  Energie-Soli als Zuschlag auf die 
Einkommen-, Lohn- und 
Kapitalertragssteuer, bis der 

vollständiger Abbau B
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  Marktpreis stabil unter dem 
Preisdeckel liegt 

 
Solidaritätszuschlag für die oberen 10 
% der Einkommen behalten 

 

Ehe 
 

 

 

 Ehegattensplitting durch 
Individualbesteuerung ersetzen (nicht 
ausgeschöpftes steuerliches 
Existenzminimum zwischen Eheleuten 
bzw. Lebenspartnern übertragbar 
machen) 

Ausweitung des Ehegattensplittings 
zum Familiensplitting 

Familien 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Angleichung des steuerlichen 
Freibetrags an das Kindergeld 

Ehegattensplitting durch eine 
Individualbesteuerung ersetzen – 
nicht ausgeschöpftes steuerliches 
Existenzminimum zwischen Eheleuten 
bzw. Lebenspartnern übertragbar 
machen 

für zweiten Elternteil ab Geburt des 
Kindes 28 Tage Elternschutz einführen 

 
Mindestbetrag beim Elterngeld auf 
420 Euro anheben 

 
Anhebung 
Alleinerziehendenfreibetrag 

 
Kindergeld für alle Kinder 379 Euro 
monatlich 
Kinderzuschlag für Kinder, die in 
Armut leben (altersgestaffelt bis zu 
353 Euro monatlich) 

Ausweitung des Ehegattensplittings 
zum Familiensplitting 

 
Anhebung des Kinderfreibetrags 

 
Willkommensprämie von 20.000 
Euro für Neugeborene, sofern 
bereits Rentenbeiträge in derselben 
Höhe eingezahlt worden sind, 
andernfalls eine Gutschrift auf 
künftige Rentenbeiträge in dieser 
Höhe; die Prämie wird aus 
Steuermitteln finanziert und 
reduziert die Rente nicht 

Betreuungsgehalt bis zum dritten 
Geburtstag für Eltern bzw. 
Großeltern (durchschnittlicher 
Nettolohn vor Geburt des ersten 
Kindes) 
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  einmalige und besondere Bedarfe (z. 
B. Klassenfahrten, Umzugskosten o. 
ä.) 

Mehrwertsteuer für Artikel des 
Kinderbedarfs auf 7 % reduzieren 

Kapitalanleger 
 

 
 
 

 

Kapitalerträge wie Arbeitseinkommen 
mit dem normalen 
Einkommensteuersatz besteuern 

Finanztransaktionsteuer einführen 

Einkommen aus Kapital unterliegt der 
Einkommensteuer 

Abschaffung Abgeltungsteuer 
 

Finanztransaktionssteuer – für jede 
Finanztransaktion Steuersatz von 0,1 
% 

Anhebung Sparerpauschbetrag auf 
2.400 Euro 

Vermögen- und Erbschaftsteuer 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Wiedererhebung der Vermögensteuer 
• ab 25 Mio. Euro mit einem 

Steuersatz von 1 % 

• ab 100 Mio. Euro Vermögen 2 % und 

• ab 1 Mrd. Euro auf 3 % 
 

alle vererbten Vermögen oberhalb der 
Freibeträge gleich besteuern 

Wiedereinführung 
der Vermögensteuer für Millionäre 
und Milliardäre 

• Freibetrag für Privatvermögen 
von 1 Million Euro pro Person 
(abzüglich aller Schulden, wie 
zum Beispiel Hypotheken auf ein 
Eigenheim) 

• Freibetrag für Betriebsvermögen 
von 5 Millionen Euro 

• Steuersatz progressiv: ab 1 
Million 1 Prozent, ab 50 Millionen 
5 % 

• für Vermögen über 1 Milliarde 
Euro Sondersteuersatz von 12 % 
(Milliardärssteuer) 

• international koordinierte 
Milliardärssteuer einführen 

einmalige Vermögensabgabe 
einführen 

Abschaffung von sämtlichen 
Substanzsteuern 
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  • reichsten 0,7 % der Bundesbürger 
mit bis zu 30 % zusätzlich 
belasten 

• Abgabe auf 20 Jahre strecken 
 
 

Erbschaftsteuer 
• Steuersätze für Erbschaften und 

Schenkungen erhöhen und die 
persönlichen Freibeträge 
heruntersetzen 

• selbstgenutztes Wohneigentum 
steuerfrei stellen 

• Spitzensteuersatz der 
Erbschaftsteuer beträgt 60 % und 
gilt ab einem zu versteuernden 
Erbe von drei Millionen Euro 
zuzüglich Freibetrag 

• einheitliche Freibeträge von 
150.000 Euro für alle 
Begünstigten 

• für Erben, die das 60. Lebensjahr 
vollendet haben, minderjährige 
Kinder, Hinterbliebene aus einer 
Ehe oder einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft und für eine 
von der Erblasserin oder dem 
Erblasser benannte Person 
verdoppelt sich der Freibetrag auf 
300.000 Euro 

• Eingangssteuersatz von 6 %, der 
progressiv bis zum 
Spitzensteuersatz ansteigt 
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  • Streckung der Steuer auf 20 Jahre 

• Vergünstigungen bei 
Unternehmensvermögen, großen 
Wohnungsbeständen und der 
Verschonungsbedarfsprüfung 
entfallen 

 

Unternehmen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Aktienrückkäufe durch Unternehmen 
besteuern 

Gewinnverlagerung ins steuerlich 
günstige Ausland unterbinden, 
Abzugsfähigkeit bei Gewerbesteuer 
streichen 

Gesellschaft mit gebundenem Vermögen 
einführen 

Körperschaftsteuer auf 25 % erhöhen 
 

Erhöhung des globalen 
Mindeststeuersatzes auf 25 Prozent 

 
Besteuerung von Gewinnen, die aus 
dem Verkauf von 
Unternehmensanteilen resultieren 

Übergewinnsteuer für Energie- und 
Lebensmittelkonzerne in Höhe von 90 
% (auf Gewinne, die über den 
durchschnittlichen 
Unternehmensgewinnen der letzten 
zehn Jahre liegen) 

 
Quellensteuer von 50 % einführen am 
Ort der Tätigkeitbfür Zahlungen wie 
Dividenden, Zinsen und 
Lizenzabgaben, die in nicht 
kooperative Staaten fließen 

Steueroasen trockenlegen 

Reform der Gewerbesteuer 

• in eine Gemeindewirtschaftsteuer 
• Bemessungsgrundlage wird 

ausgeweitet (Pachten, Mieten, 

Senkung der Unternehmenssteuern 
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  Leasingraten und Lizenzgebühren 
werden berücksichtigt) 

• Selbstständige und Freiberufler 
werden einbezogen 

• höherer Freibetrag von 30.000 
Euro 

 

Wohnen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Vollständige Befreiung von der 
Grunderwerbsteuer für Familien beim 
Erwerb des ersten selbstgenutzten 
Wohneigentums 

 
Steuerfreiheit von 
Veräußerungsgewinnen bei Immobilien 
nur bei Selbstnutzung 

Share Deals bei Grunderwerbsteuer 
verhindern 

Belastungsmoratorium bei Grundsteuer 
für Eigenheimbesitzer und Mieter 

Reform der Grunderwerbsteuer, 
sodass anteilige Immobilienkäufe (ab 
über 50 %) entsprechend anteilig 
besteuert werden 

 
schärfere Regeln für Share-Deals 

 
generelle Steuerpflicht von privaten 
Immobilienverkäufen oberhalb eines 
Freibetrags 

• Abschaffung der 
Grunderwerbsteuer für 
Selbstnutzer 

• Abschaffung der Grundsteuer: 
Kommunen werden durch einen 
Zuschlag auf die 
Einkommensteuer und die 
Körperschaftsteuer 
vollumfänglich entschädigt 

• Grunderwerbsteuer für 
ausländische Käufer mit 
Hauptwohnsitz außerhalb der 
EU auf 20 % erhöhen 

EU 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Europäische Integration stoppen, 
teilweise Rückverlagerung von 
Kompetenzen an Nationalstaaten 

 
Maßnahmen zur Verhinderung von 
Steuersenkungswettbewerben und 
Subventionswettläufen 

 
Stopp der EU-Erweiterung, insb. in 
Hinblick auf die Ukraine 

 
CO2-Zertifikatehandel entweder 
globalisieren oder, wenn nicht möglich, 
abschaffen 

Kontrolle der EZB durch EU-Parlament 
 

Öffnung der Defizit- und 
Schuldenregeln Europas in Richtung 
Investitionen 

 
Ausweitung der Ausnahmen und 
Änderungen des EU-Beihilferechts 

kein eigenes Steuererhebungsrecht 
der EU 

 
keine Vergemeinschaftung von 
Haftungsrisiken 

 
Ausstieg aus „Gemeinsamem 
europäischen Asylsystem” 

 
keine Schuldenaufnahme durch die 
EU B
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   EU durch eine „Wirtschafts- und 
Interessengemeinschaft (WIG)” 
ersetzen 

Umwelt/Verkehr 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Rücknahme des Verbrennerverbots 

Fokus auf E-Mobilität beenden 

CO2-Preis abschaffen 

CO2-Steuer abschaffen 
 

Energie-Soli als Zuschlag auf die 
Einkommen-, Lohn- und 
Kapitalertragssteuer, bis der 
Marktpreis stabil unter dem 
Preisdeckel liegt 

 
Klimageld von aktuell 320 Euro 
jährlich pro Person als Direktzahlung 

KfZ-Steuer neu gestalten und große 
und schwere Autos deutlich stärker 
besteuern 

EEG-Umlage und CO2-Steuer 
abschaffen 

 
Keine Steuer für Klimaschutz 

Bürokratieabbau 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Gold-Plating vermeiden und unnötige 
EU-Auflagen nicht in nationales Recht 
übernehmen 

 
Stellenabbau in Ministerien, u.a. alle 
Sonderbeauftragten 
Bürokratieentlastung bei 
mittelständischen Unternehmen 

 
Aussetzung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung 

Einführung eines „nationalen Tags der 
Entrümpelung“ – zweimal im Jahr; alle 
Behörden sind dann angehalten zu 
eruieren, welche Regeln und Richtlinien 
nicht mehr gebraucht werden 

unbürokratische Anerkennung von 
Abschlüssen Geflüchteter und 
internationaler Studierender 

 
Entbürokratisierung des 
Bundesprogramms für Kommunen 

Bürokratieabbau durch Abschaffung 
gesetzlicher Regelungen, z. B. 
Lieferkettengesetz und Lieferketten- 
Richtlinie, Vereinfachung 
Vergaberecht, Reduktion von 
Berichts- und 
Dokumentationspflichten 

Entbürokratisierung des 
Gesundheitswesens und der 
Landwirtschaft 
Steuern verschlanken und Erhebung 
vereinfachen 
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Schuldenbremse 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Reform Schuldenbremse, Investitionen 
in Infrastruktur, Schulen und Wohnen 
ausklammern 

Abschaffung der Schuldenbremse und 
ihre Ersetzung durch die „Goldene 
Regel“, wonach Investitionen über 
Kredite finanziert werden können 

 
Ausgaben von Bund, Ländern und 
Kommunen müssen grundlegend 
anders priorisiert werden 

 
Gemeindefinanzreform - 
hundertprozentige Anrechnung der 
kommunalen Finanzkraft im 
Länderfinanzausgleich und 
Altschuldenfonds für überschuldete 
Kommunen 

festgeschriebene Schuldenbremse 
einhalten 

Sozialversicherungen 
 

 

alle Arten von Arbeitseinkommen in die 
Sozialversicherung einbeziehen 

Grundfreibetrag auf Sozialabgaben, 
Anhebung der 
Beitragsbemessungsgrenzen 

Einführung Bürgerversicherung 
(auch bei Soloselbstständigen zahlen 
Auftraggeber Sozialversicherung) 

 

Rente 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

durchschnittliches Rentenniveau 
mindestens 75 % des im Arbeitsleben 
erzielten Nettoeinkommens 

 
bei Abwesenheit anderer Einkommen 
Rente bis 2.000 Euro im Monat 
steuerfrei 

 
Mindestrente: 1.500 Euro nach 40 
Versicherungsjahren, 1.300 Euro nach 30 
Versicherungsjahren, 1.200 Euro nach 15 
Versicherungsjahren 

Rentenniveau auf 53 % 
 

Mindestrente von 1.400 Euro 
monatlich 

 
Regelaltersgrenze bei 65 Jahren 

Rentenniveau steigern auf 70 % 
 
Politiker in Rentenversicherung 
einbeziehen 
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 mit 63 abschlagsfreier Renteneintritt 
nach 45 Beitragsjahren 

 
Renteneintrittsalter nicht erhöhen 

 
staatliche Förderung privater 
Vorsorgemodelle einstellen 

 
Inflationsausgleich für Rentner: 
Erhöhung aller Renten um 120 Euro als 
Sofortmaßnahme 

keine Investition von Rentengeldern am 
Aktienmarkt 

  

Altersvorsorge für Selbständige Integration GRV Integration in gesetzliche 
Rentenversicherung 

 

Mindestlohn Anhebung auf 15 Euro 15 Euro plus jährliche Steigerung um 
Inflation 

 

Bürgergeld Abschaffung Erhöhung Bürgergeld, Regelsatz 
mind. 813 Euro 

Reformieren 

Sonstiges 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Öffnung der Arbeitslosenversicherung 
für Selbstständige, Angleichung der 
Beitrags- und Leistungsbedingungen an 
die von abhängig Beschäftigten 

 
Gesellschaft mit gebundenen Vermögen 
einführen 

Grundnahrungsmittel, 
Hygieneprodukte, Bus und Bahn von 
der Mehrwertsteuer befreien 

 
für arbeitsintensives Handwerk, 
Arzneimittel und Produkte für Kinder 
ermäßigte Steuersätze, gilt auch für 
Reparaturdienstleistungen und 
Demontage 

Reform des Gemeinnützigkeitsrechts 
mit einer Klarstellung der als 
gemeinnützig anerkannten Zwecke - 
Mitwirkung an der politischen 

einheitlicher Mehrwertsteuersatz 
für die Gastronomie von 7 % 

künstlerische und pädagogische 
Tätigkeiten im Kunst- und 
Kulturbereich bis zu einer 
bestimmten Einkommensgrenze von 
der Umsatzsteuerpflicht befreien 
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  Willensbildung muss ausdrücklich 
möglich sein 

 
offizielle Steuerlückenschätzung, die 
jährlich von der Bundesregierung 
erstellt wird 

 
Strafverfolgungsbehörden und 
Finanzämter müssen personell und 
technisch in die Lage versetzt werden, 
Steuerhinterziehung zu verfolgen 

 
Kein Steuergeld ohne Gegenleistung. 
Staatliche Gelder nur gegen 
langfristige Garantien von 
Arbeitsplätzen, Tarifverträgen, 
Standortverpflichtungen und 
verbindlichen Investitionsplänen 

 

 

 
Die Inhalte der Tabelle wurden mit größtmöglicher Sorgfalt erstellt. Der Autor übernimmt jedoch keine Gewähr für die Richtigkeit, Vollständigkeit und 

Aktualität der bereitgestellten Inhalte. 

 
Die veröffentlichten Inhalte unterliegen dem deutschen Urheber- und Leistungsschutzrecht. Jede vom deutschen Urheber- und Leistungsschutzrecht nicht 

zugelassene Verwertung bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Anbieters oder jeweiligen Rechteinhabers. Dies gilt insbesondere für 

Vervielfältigung, Bearbeitung, Übersetzung, Einspeicherung, Verarbeitung bzw. Wiedergabe von Inhalten in Datenbanken oder anderen elektronischen Medien 

und Systemen. Die unerlaubte Vervielfältigung oder Weitergabe einzelner Inhalte oder kompletter Seiten ist nicht gestattet und strafbar. Lediglich die 

Verwendung für den persönlichen, privaten und nicht kommerziellen Gebrauch ist erlaubt. 
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